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fertigter Bedarfsforderung, die bereits die nunmehr außer 
Kraft gesetzte BilanzierungsVO vom 20. Mai 1971 (GBl. II 
Nr. 50 S. 377) vorsah, ist beibehalten worden (§34). Die 
Ordnungsstrafbestimmungen wurden durch die Aufnahme 
von zwei weiteren Tatbeständen (Einsatz bilanzierter 
materieller Fonds für nicht geplante Vorhaben und Vor­
nahme von Lieferungen oder Leistungen entgegen staat­
lichen Planauflagen oder ohne Wirtschaftsverträge entge­
gen den Rechtsvorschriften) ergänzt.

Mit der АО über die Transportbedarfsermittlung und 
Transportbilanzierung — TransportbilanzAO (TBAO) — 
vom 4. Dezember 1979 (GBl. I 1980 Nr. 7 S. 54) wird die 
Verfahrensweise der Ermittlung und Planung des Trans­
portbedarfs für den Gütertransport im Binnenverkehr ein­
schließlich der Exporttransporte sowie die Bilanzierung der 
Transportraumkapazitäten zur Ausarbeitung des Fünf­
jahrplanes 1981 bis 1985 sowie der Jahresvolkswirtschafts­
pläne geregelt. Bei der Ermittlung und Planung des Trans­
portbedarfs ist von den Betrieben auf der Grundlage ihrer 
Absatzplanung vom Versandprinzip auszugehen. Die TBAO 
legt fest, daß die Betriebe im Rahmen ihrer Planung einen 
betrieblichen Transportplan auszuarbeiten haben. Dieser 
Transportplan muß den Bedarf für die Verkehrsträger 
sowie die Kapazitätsbilanz des Werkverkehrs mit Kraft­
fahrzeugen enthalten. .

*

Die Rechtsvorschriften, die auf dem Gebiet des Finanz­
wesens erlassen wurden, dienen vor allem der Festigung 
der Finanzdisziplin.

Die АО über die Kontoführung der volkseigenen Wirt­
schaft — KontoführungsAO VEW — vom 21. November 1979 
(GBL-Sdr. Nr. 1027) berücksichtigt vor allem die Weiterent­
wicklung der Rechte und Pflichten der volkseigenen Kom­
binate, die in der VO über die volkseigenen Kombinate, 
Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom 8. No­
vember 1979 (GBl. I Nr. 38 S. 355)3 sowie in der Finanzie­
rungsrichtlinie für die volkseigene Wirtschaft vom 21. Au­
gust 1979 (GBl. I Nr. 28 S. 253)4 ihren Niederschlag gefunden 
hat. Danach hat z. B. der Generaldirektor das Recht, über 
die Höhe der durch die Kombinatsbetriebe an das Kom­
binat abzuführenden Gewinne zu entscheiden. Hierzu wird 
das Bankkonto „Zentralisierter Nettogewinn“ beim Kom­
binat eingeführt. Neu ist auch das Bankkonto „Außerplan­
mäßige Rationalisierungsinvestitionen“, das sowohl vom 
Kombinat als auch von den Betrieben zu führen ist. Auf 
diesem Bankkonto sind die finanziellen Mittel für Rationa­
lisierungsinvestitionen nachzuweisen, die über die staatliche 
Plankennziffer „Investitionen (materielles Volumen)“ ohne 
Inanspruchnahme staatlich bilanzierter Fonds aus dem 
Leistungsfonds bzw. dem Konto 417 verwendet werden.5 
Dadurch, daß diese finanziellen Mittel getrennt von denen 
für planmäßige Investitionen geführt werden — diese Mittel 
werden wie bisher auf dem Bankkonto „Investitionsfonds“ 
ausgewiesen —, wird die Kontrolle über den planmäßigen 
Einsatz der Investitionen erleichtert

Auf der Grundlage der neuen HauptbuchhalterVO vom 
7. Juni 1979 (GBl. I Nr. 18 S. 156)6 wurde die spezielle АО 
über die gesellschaftliche Verantwortung, die Vollmachten 
und Pflichten des Hauptbuchhalters im sozialistischen Kon­
sumgüterbinnenhandel vom 14. Februar 1980 (GBl. I Nr. 9 
S. 75) erlassen. Die gesellschaftliche Verantwortung und die 
allgemeinen Festlegungen über die Befugnisse des Haupt­
buchhalters im Konsumgüterbinnenhandel entsprechen 
denen des Hauptbuchhalters in den anderen Bereichen der 
Volkswirtschaft. Der Hauptbuchhalter ist der Direktor für 
Rechnungsführung und Finanzkontrolle. Seine Stellung in 
der Leitung des zentralen bzw. bezirklichen wirtschafts­
leitenden Organs bzw. des Kombinats, des zentralen 
koordinierenden Organs sowie des Betriebes im Konsum­
güterbinnenhandel entspricht der eines Bereichs- bzw. 
Fachdirektors. Die Hauptbuchhalter sind verpflichtet, die 
Kontrolle über die Einhaltung der staatlichen Plan- und 
Finanzdisziplin, der Ordnung bei der Verwaltung und 
Mehrung des sozialistischen Eigentums sowie über die 
Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit konsequent 
wahrzunehmen.

Eine wichtige spezielle Aufgabe des Hauptbuchhalters 
des Betriebes im Konsumgüterbinnenhandel besteht in der 

Kontrolle der ordnungs- und termingemäßen Übergabe von 
Primärdokumenten und anderen Unterlagen an die VEBs

Organisations- und Abrechnungszentrum (VEB OAZ) sowie 
deren Weiterverarbeitung und die Rückgabe auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften und der abgeschlossenen 
Wirtschaftsverträge in den VEBs OAZ.

Für den Hauptbuchhalter des übergeordneten Organs 
besteht insbesondere die Pflicht, die Hauptbuchhalter der 
unterstellten Betriebe regelmäßig anzuleiten, ihre Tätigkeit 
zu kontrollieren und den Erfahrungsaustausch zu organi­
sieren sowie in den Betrieben die Ordnungsmäßigkeit der 
Jahresbilanzen und der Gewinn- und Verlustrechnung zu 
prüfen und zu bestätigen.

Der Hauptbuchhalter des koordinierenden Organs hat 
im Handelszweig die Tätigkeit der Hauptbuchhalter der 
bezirklichen Organe und der VEBs OAZ zu koordinieren, 
anzuleiten, zu unterstützen und zu kontrollieren.

Die АО über die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Hauptbuchhalters in volkseigenen Betrieben, die nach ver­
einfachtem Verfahren planen und abrechnen, vom 21. De­
zember 1979 (GBL I Nr. 3 S. 27) gilt für solche Betriebe, 
in denen kein Hauptbuchhalter berufen ist. (Welche Be­
triebe im reduzierten Umfang planen und abrechnen, ist 
in den Grundsätzen der o. g. Planungsordnung geregelt.) In 
diesen Betrieben ist der Direktor • dafür verantwortlich, 
daß eine konsequente Kontrolle über die Einhaltung der 
staatlichen Plan- und Finanzdisziplin erfolgt, insbesondere 
bei der ordnungs- und wahrheitsgemäßen Abrechnung des 
Reproduktionsprozesses und über die Einhaltung der in der 
АО übef die Grundsätze der Ordnungsmäßigkeit bei Zah­
lungen durch volkseigene Betriebe, Kombinate und WB — 
Zahlungsordnung VEW — vom 24. Juni 1976 (GBl. I 
Nr. 25 S. 349)7 festgelegten Anforderungen für Plandisziplin, 
Ordnung, Sicherheit und Sparsamkeit beim Umgang mit 
finanziellen Mitteln.

Der Direktor hat zu sichern, daß eine von der Verant­
wortung für die ökonomischen Prozesse unabhängige Kon­
trolle erfolgt, und zwar durch von ihm beauftragte Mit­
arbeiter des Betriebes im Rahmen ihres Aufgabengebiets 
bzw. auf vertraglicher Basis durch den VEB Rechnungsfüh­
rung und Wirtschaftsberatung (Kontrollverantwortliche). 
Der Direktor hat in einer Ordnung festzulegen, welche 
Kontrollaufgaben die Kontrollverantwortlichen wahrzu­
nehmen haben. Für die mit der Kontrolle beauftragten 
Mitarbeiter des Betriebes sind die Aufgaben in die Funk­
tionspläne (§ 73 Abs. 2 AGB) aufzunehmen. Mit dem VEB 
Rechnungsführung und. Wirtschaftsberatung ist über die 
von ihm wahrzunehmenden Kontrollaufgaben ein Vertrag 
abzuschließen.

Die Kontrollverantwortlichen haben das Recht, in dem 
zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang 
von den leitenden und den anderen Mitarbeitern des Be­
triebes Auskünfte zu verlangen und in Unterlagen einzu­
sehen. Sie haben die Pflicht, bei Verletzungen der sozia­
listischen Gesetzlichkeit den Direktor des Betriebes zu 
informieren und die umgehende Herstellung des gesetz­
lichen Zustandes zu fordern. Erfolgt dies nicht binnen 
eines Monats, hat der Kontrollverantwortliche den Leiter 
des übergeordneten Organs zu informieren, der innerhalb 
eines Monats die notwendigen Entscheidungen zu treffen 
hat

Die Kontrollverantwortlichen arbeiten eng mit der 
Staatlichen Finanzrevision und der zuständigen Bankfiliale 
zusammen, und sie haben die Arbeit der gesellschaftlichen 
Kontrollorgane, insbesondere der Organe der Arbeiter-und- 
Bauem-Inspektion, zu unterstützen.

Der Leiter bzw. der Hauptbuchhalter des dem Betrieb 
übergeordneten Organs hat den Direktor des Betriebes bei 
der Festlegung und Abgrenzung der Kontrollaufgaben 
sowie bei der Qualifizierung der mit Kontrollfunktionen 
beauftragten Mitarbeiter des Betriebes zu unterstützen.

Mit der АО über die Erfassung, Verwaltung und Ver­
wendung von Zuwendungen an staatliche Organe und 
staatliche Einrichtungen vom 29. Dezember 1979 (GBl. I 1980 
Nr. 3 S. 28) wurde einheitlich geregelt, wie bei Vermögens­
zugängen aus Schenkungen, testamentarischer Erbfolge 
und Vermächtnissen von Bürgern oder Institutionen des 
In- und Auslandes zugunsten von staatlichen Organen und 
staatlichen Einrichtungen der DDR zu verfahren ist. Die 
АО verpflichtet den Leiter des staatlichen Organs oder der 
Einrichtung bzw. den von ihm bevollmächtigten Vertreter, 
über die Erfassung von Zuwendungen und die damit ver­
bundenen Auflagen für die Verwendung ein Protokoll zu


